
58. Bundeskongress

18.-20. Oktober 2024

P-2-235: Dringlichkeitsantrag: Schluss mit Krise – Holen wir uns die Zukunft

zurück! - Arbeitsprogramm 2025 

Antragsteller*innen Simon Leiber

Antragstext

Von Zeile 234 bis 235 einfügen:

vorantreiben und die Bedarfe des Verbands sowie ihre daraus resultierenden Aufgaben

evaluieren.

Sicherheitspolitik neu denken

Innere Sicherheit ist ein elementarer Teil der freiheitlich-demokratischen Gesellschaft. Das

Problem von Kriminalität und Gewalt wird in großen Teilen durch soziale Schieflagen

hervorgerufen und es muss daher mit sozialer Politik bekämpft werden statt mit

Freiheitseinschränkungen der unbescholtenen Bevölkerung. Der Bundesvorstand wird

sich daher der rassistischen Debatte in den Weg stellen, die Geflüchtete als Hauptursache

für Kriminalität darstellt und sich dafür einsetzen, dass der Fokus der politischen Debatte

und der Sicherheitspolitik auf die sozialen Schieflagen, die wirklichen Ursachen von

Kriminalität, gerichtet wird, mit dem Ziel Kriminalität und Gewalt die Wachstumsgrundlagen

zu entziehen, damit beides gar nicht erst entsteht.

Begründung

Begründung
Ein Haupttreiber des Rechtsrucks ist die Debatte über Sicherheitspolitik, die auf der

Behauptung fußt, dass wegen des Anstiegs der Geflüchteten-Anzahl die Kriminalität

zugenommen habe und dass dieses Problem nur durch Abschiebungen,

einschneidende Migrationsbegrenzungen und die Schwächung des Grundrechts auf

Asyl gelöst werden könne. Deutschland ist nicht nur moralisch und grundgesetzlich

verpflichtet Fluchtsuchenden Asyl zu gewähren, sondern auch aufgrund der starken

Überalterung unserer Gesellschaft darauf angewiesen, dass junge Menschen nach

Deutschland einwandern.

Konservative und Rechte glauben, man könne Kriminalität nur bekämpfen, wenn
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Grundrechte eingeschränkt werden. Das ist allerdings fahrlässig und falsch. Wenn

man Kriminalität und Gewalt bekämpfen will, muss man die Risikofaktoren

schwächen, darunter soziale Ausgrenzung, Armut und soziale Ungleichheit,

Missbrauch von Drogen, insbesondere Alkohol, Mangel an Mobilität und schwere

Traumata, die unbehandelt insbesondere bei Männern zu Gewalt führen können. Im

Falle des Kriegs zwischen Jugendbanden im Großraum Stuttgart kommt Langeweile

durch mangelhafte Angebote im Sozialraum von Jugendlichen sowie toxische

Männlichkeitsbilder hinzu.

Gegen all diese Probleme kann linke Politik helfen. Diese Risikofaktoren können mit

langjährigen Forderungen unseres Verbands bekämpft werden, sofern diese

umgesetzt werden, darunter

Bezahlbarer WohnraumAntirassismusBekämpfung der sozialen Ungleichheit und der ArmutMehr Geld für Menschen in ArmutEchte Aufstiegschancen für Menschen aus den unteren SchichtenKostenloser ÖPNVfür alle niedrigschwellig zugängliche Gesundheitsversorgung, insbesondere

Psychotherapie...
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